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Pril -rgr M Ur . 17 - er Karlsruher Zeitung .
Samstag , 18 . Januar 1890 .

Vadisrtzer Landkss -

» Karlsruhe , 16 . Jan . 5 . öffentliche Sitzung der
Ersten Kammer vom 15 . Januar . (Ausführlicher Be¬
richt . Schluß .)

Bezüglich des weiteren Gegenstandes der Tagesord¬
nung : die Bitte des Kvmitö 's der evangelischen Ge -
sammtgeiftlichkeit des Grvßherzogthums , die Aufbesserung
der Gehalte der evangelischen Pfarrwitwen und Waisen ,
verweist der Berichterstatter Prälat l) . Doll im Allge¬
meinen auf den gedruckt vorliegenden Kommissionsbericht .
Wenn der Kommissionsantrag dahin gehe , „die Eingabe
der Großh . Staatsregierung zur wohlwollenden Berück¬
sichtigung der darin niedcrgelegten Bitte um eine staat¬
liche Beihilfe zu überweisen "

, so solle durch diese Fas¬
sung keineswegs entschieden werden , in welcher Weise die
staatliche Unterstützung zu erfolgen habe , ob durch Ge¬
währung von Staatszuschüssen oder durch Einführung
einer allgemeinen Kirchensteuer .

Geheimerath l) r . Nokk versichert , daß die Großh . Re¬
gierung die Auffassung der Kommission durchaus theile ,
wonach in der evangelischen Kirche sich das Bedürfniß
gezeigt habe , die Bezüge der Hinterbliebenen der Pfarr -
geistlichen zu erhöhen und den Bezügen der Hinterblie¬
benen der Staatsbeamten thunlichst gleichzustellen . Die
Frage , wie diesem kirchlichen Bedürfniß entsprochen wer¬
den könne . sei bei der Großh . Regierung schon zu ein¬
gehender Erwägung gelangt und es habe sich bei diesem
Anlaß ergeben , daß die Abhilfe auf dem Weg staatlicher
Zuschüsse mit großen Schwierigkeiten verknüpft sei. Eine
der Zahl unserer evangelischen Staatsangehörigen im
Vergleich entsprechende Staatsdotation in bestimmter Höhe ,
wie eine solche in Preußen gewährt werde , könne die
Solvenz der Pfarrwitwenkasse auf die Dauer doch nicht
gewährleisten , vielmehr werde der Staat jeweils insoweit
eintreten müssen, als die Erträgnisse der geistlichen Witwen -
kassc nicht ausreichten . Zur Berechnung des Aufwands ,
der dem Staat hierdurch erwachsen werde , fehle es aber
an jeder sicheren Grundlage ; zunächst müsse sich der
Staat zu diesem Zweck einen genauen Einblick in die
Verhältnisse der geistlichen Witwenkasse verschaffen — es
müsse vor allem geprüft werden , ob diese Kasse nach ihren
jetzigen Statuten das von ihr Versprochene dauernd zu
leisten vermöge . Werde ein Staatszuschuß in der jeweils
erforderlichen Höhe bewilligt , so sei es auch unerläßlich ,
daß der Staat sich an der Verwaltung der geistlichen
Witwenkaffe betheilige , damit er auch einen Einfluß auf
die Höhe der von ihm zu machenden Leistungen habe .
Auch werde durch die Gewährung eines Staatszuschusses ,
der alle zwei Jahre von neuem mit dem Budget bewilligt
werden müsse , deu Mitgliedern der geistlichen Witwen¬
kasse keineswegs ausreichende Sicherheit dafür geboten ,
daß ihre Hinterbliebenen dereinst in den Bezug der Ber -
sorgungsgehalte treten , da es immerhin möglich sei , daß
einmal Mittel des Staats für diesen Zweck nicht mehr
verfügbar seien bezw . nicht weiter von den Ständen be¬
willigt würden . Es müßte deßhalb für die Gewährung
dieses Staatszuschusses eine gesetzlicheGrundlage ge¬
schaffen werden .

Alle diese Gründe ließen es der Großh . Regierung
z . Zt . unthunlich erscheinen , der vorliegenden Petition
gegenüber eine bestimmte Stellung einzunehmen . Die
Großh . Regierung werde aber die Befriedigung dieses
dringenden kirchlichen Bedürfnisses gerne fördern und
hiezu alle und jede mögliche Unterstützung gewähren .

Nach der Anschauung des Redners dränge die Lage
mit Nothwendigkeit auf die Einführung einer allgemeinen
Kirchensteuer , gleichviel ob man die Einführung einer
solchen Steuer als erwünscht oder als unerwünscht be¬
zeichnen möge . Daß der für die Aufbesserung der Hinter¬
bliebenengehalte erforderliche Betrag ein verhältnismäßig
geringer sei , könne nicht als Argument gegen die Ein¬
führung einer allgemeinen Kirchensteuer verwerthet wer¬
den . Im Gegentheil scheine es Redner , hier könne .er
freilich zunächst nur seine persönliche Anschauung aus¬
sprechen, erstrebenswerth , nicht von Anfang an alle Be¬
dürfnisse der Kirche auf diesem Wege zu decken , die Steuer
vielmehr nur als subsidiäres Deckungsmittel für diejeni¬
gen kirchlichen Bedürfnisse zu betrachten , welche auf an¬
dern: Weg eine Befriedigung nicht finden könnten .

Redner könne die Versicherung abgeben , daß die Großh .
Regierung sich des Gegenstandes mit aller Energie und
mit dem festen Willen , zu einem Resultat zu gelangen ,
aunehmen werde und er hoffe, daß alsdann das Hohe
Haus auch den Vorschlägen der Großh . Regierung seine
Zustimmung nicht versagen werde .

Kirchenrath 1) . Hausrath hält es an sich auch für
die wünschenswertheste Lösung , daß die Kirche durch eine
allgemeine Kirchensteuer in den Stand gesetzt werde , für
die Befriedigung ihrer Bedürfnisse selbst zu sorgen . Doch
müsse er gestehen , daß er den Glauben an die Verwirk¬
lichung des Projekts einer allgemeinen Kirchensteuer all -
mälig verloren habe . Schon in den 60r Jahren sei
dieses Projekt aufgetaucht und von Jahrzehnt zu Jahr¬
zehnt sei die Kirche vertröstet worden . Wenn der Ein¬
führung der allgemeinen Kirchensteuer kirchliche Gründe
entgegenstünden , so müsse freilich die Kirche die Konse¬
quenzen dieser Gründe tragen . Er seinerseits glaube
aber nicht an das Vorliegen solcher Gründe . Der von
manchen Seiten befürchtete Massenaustritt von Glaubens¬

genossen bei Einführung einer allgemeinen Kirchensteuer
sei in andern deutschen Staaten nicht erfolgt und es
liege kein Grund vor Z die badische Bevölkerung für un¬
kirchlicher zu halten als die Bevölkerung anderer Staa¬
ten . Nach Redners Ansicht stehen der Einführung der
allgemeinen Kirchensteuer vielmehr staatliche Bedenken
entgegen , da die staatlichen Faktoren immer geringe Nei¬
gung zeigen würden , kirchlichen Korporationen durch Ein¬
räumung einer Zwangsbefugniß gegenüber den Mitglie¬
dern eine größere Kräftigung zu verschaffen . Wäre dieser
Grund nicht ausschlaggebend , so wäre seiner Meinung
nach die allgemeine Kirchensteuer längst eingeführt . Er
müsse daher bitten , die Pfarrwitwen nicht wieder auf
diese 1'ut.L Älorgana zu vertrösten . Es sei unbillig , die
Pfarrwitwen schlechter zu stellen , als die Witwen der
Staatsdiener , da zur Genüge bekannt sei , mit welchem
Erfolg die Pfarrfrauen an der Jugenderziehung Theil
nehmen und welche Förderung das Frauenvereinsweseu
ihnen zu verdanken habe .

Wenn zugegeben werden müsse, daß der geistliche Stand
im Allgemeinen nicht mehr die gleiche gesellschaftliche
Stellung einnehme , wie früher , so habe dies wesentlich
seinen Grund in der Verschlechterung der materiellen Be¬
dingungen . Daß die kirchlichen Fonds in ihrer Ertrags¬
fähigkeit zurückgegangen seien , bevürfe im Hinblick auf
das Sinken der Grundrente und des Zinsfußes keines
weiteren Beweises . Wenn ein weiteres Sinken des Ni¬
veaus des geistlichen Standes verhütet werden solle, was
doch gewiß im allgemeinen staatlichen Interesse gelegen
sei , müsse der Staat für diesen Zweck auch materielle
Opfer bringen .

Geheimerath 1)r . v . Holst erinnert daran , daß das
Problem einer allgemeinen Kirchensteuer schon vor zwei
Jahren hier im Hause gestreift worden sei . Er glaube
nicht, daß diese schwierige und tiefgreifende Frage so bei¬
läufig ihre Erledigung finden könne ; die Petitionskom¬
mission habe deshalb auch mit Recht darauf verzichtet ,
diesen Gegenstand einer eingehenderen Erörterung zu
unterziehen . In dieser Anschauung werde Redner durch
die Ausführungen des Vorredners nur bestärkt , denn
wenn dieser Gegenstand die Regierung seit nahezu 30
Jahren beschäftige, so sei dies der beste Beweis , daß die
Regelung eine sehr schwierige sei . Nach seiner persön¬
lichen Anschauung , welcher der Redner schon vor zwei
Jahren in diesem Haus Ausdruck gegeben habe , halte er
es zwar für besser, wenn die allgemeine Kirchensteuer
nicht zur Einführung gelangte . Gleichwohl glaube er ,
daß diese Steuer zur Einführung kommen werde , da man
eben dem von allen Seiten anerkannten dringenden Be¬
dürfniß auf einem andern Wege nicht gerecht werden
könne. Redner bittet , die vorliegende Petition der Re¬
gierung empfehlend zu überweisen , ohne zu der Frage
Stellung zu nehmen , wie dem vorliegenden Bedürfniß
abzuhelfen sei .

Der Berichterstatter Prälat v . Doll gibt der dank¬
baren Freude darüber Ausdruck , daß sowohl seitens der
Großh . Regierung , wie seitens der Mitglieder des Hauses
das Vorliegen eines dringenden Bedürfnisses , zu dessen
Befriedigung die eigenen Mittel der Kirche nicht aus¬
reichten, Anerkennung gefunden habe . Wenn aber dies
anerkannt werde , so sei die selbstverständliche Folge , daß
die Mittel zur Befriedigung der kirchlichen Bedürfnisse
vom Staat gewährt werden müssen und daß dies nicht
allzulange vertagt werden dürfe . Die beiden Wege , auf
welchen man zum Ziele gelangen könne , seien in der Dis¬
kussion erwähnt worden . Gegenüber den Aeußerungen des
Herrn Geheimerath Nokk wolle er darauf aufmerksam
machen, daß in der staatlichen Dotation zu der Central -
pfarrkasse jetzt schon ein Analogon vorhanden sei sür die
Gewährung eines Staatsbeitrags zu der Witwenkasse .
An der Verwaltung der Centralpfarrkasse nehme der
Staat jetzt schon Theil , auch erfolge die Bewilligung
dieser Staatsdotation jeweils nur auf eine Budgetperiode .
Er glaube daher nicht, daß der Gewährung eines Staats¬
zuschusses zur Witwenkasse so große Schwierigkeiten ent¬
gegenständen , wie ausgeführt worden sei.

Berichterstatter sei persönlich früher durchaus kein Ver¬
fechter der allgemeinen Kirchensteuer gewesen ; die schmerz -
lichen Einblicke in die Unzulänglichkeit der Mittel der
Kirche, die er seither gemacht habe , hätten ihn jedoch zu
einer andern Ansicht geführt .

Redner erkennt wiederholt dankbar an , daß das vor¬
liegende Bedürfniß von keiner Seite beabredet worden sei,
und schließt mit dem Wunsch , daß die Schwierigkeit der
Regelung des Gegenstandes nicht Veranlassung werden
möge, die Witwen länger darben zu lassen .

Geheimerath vr . Nokk entgegnet dem Vorredner , daß
der Staatszuschuß zu der Centralpfarrkasse sich von einem
etwaigen Staatszuschuß zu der geistlichen Witwenkasse
denn doch unterscheide. Der erstere beruhe auf einem
Gesetz und müsse bewilligt werden so lange dasGesetz
in Kraft stehe , wenn auch die zu bewilligenden Summen
jeweils in dem Budget aufgeführt sind . Weiter komme
aber bezüglich der Witwenkaffe in Betracht , daß die Mit¬
glieder derselben durch die Leistung der Beiträge sich ein
Recht auf dir Gegenleistung der Kasse erwürben , die letz¬
tere daher nicht von der jedesmaligen ständischen Bewilli¬
gung abhängen könnte.

Dem Herrn Abgeordneten für Heidelberg habe Redner
zu erwidern , daß nach seiner Ueberzeugung die lata

>1orpunL des allgemeinen Kirchensteuergesetzes recht bald
vor seinem leiblichen Auge erscheinen werde , weil eben
die Verhältnisse so gebieterisch auf die Beschreitung dieses
Weges hindrängten . Wenn bis jetzt diesem Gegenstand
noch nicht näher getreten worden sei , so habe dies zwar
einerseits seinen Grund in der Schwierigkeit der Regelung
dieser Materie , andererseits sei aber bisher auch das Be¬
dürfniß nicht in so dringender Weise hervorgetreten wie im
jetzigen Zeitpunkt . Er könne nur wiederholt versichern ,
daß die Regierung nunmehr der Frage allen Ernstes
nachgehen und sie m dem Interesse der großen kirchlichen
Korporationen , deren Gedeihen von so hoher Bedeutung
auch für die staatliche Wohlfahrt sei , s» rasch als mög¬
lich einer staatlichen Lösung entgegcnzuführen sich bestreben
werde .

Da Niemand weiter das Wort ergreift , wird sodann
der Kommissionsantrag , die Eingabe der Großh . Regie¬
rung zur wohlwollenden Berücksichtigung empfehlend zu
überweisen , zur Abstimmung gebracht und einstimmig an¬
genommen .

* Karlsruhe , 16 . Jan . 1890 . 11 . öffentliche Sitzung
der Zweiten Kammer unter dem Vorsitze des Präsi¬
denten Lamey .

Am Regierungstische : Geheimerath Nokk .
Vor Eintritt in die Tagesordnung schreitet der Prä¬

sident zur Beeidigung des in das Haus eingetretenen
neugewählten Abgeordneten des 28 . Wahlbezirks, . Geld -
reich , und leistet der Genannte den Eid in vorschrifts¬
mäßiger Weise.

Hierauf gedenkt der Präsident des tiefbetrübenden
Trauerfalls , der in der Tagungspause , die heute ihr
Ende erreicht,

' die Kaiserliche Familie zugleich mit dem
Großherzoglichen Hause betroffen hat . Ganz Deutschland
trauere am Sarge der ersten Deutschen Kaiserin , der Ge¬
mahlin des unvergeßlichen Kaisers Wilhelm I . , dem sie
als treue Gefährtin fast 60 Jahre segensreich zur Seite
gestanden .

Wir in Baden seien besonders durch diesen Trauerfall
berührt , da ein inniges nächstes Familienband die hohe
Verblichene mit unserem Fürstenhause verknüpft habe .
Der Tod der geliebten Mutter habe auf 's neue die kaum
vernarbten Wunden wieder aufgerissen , die der Tod des
theuern Vaters , Bruders und Sohnes in dem Herzen
unserer allverehrten Großherzogin geschlagen . Das ganze
Volk nehme innigsten Antheil an diesen Schicksalsschlägen ,
es theile auch diesen neuen Schmerz .

Dieses Hohen Hauses Aufgabe aber sei es , diesen
Schmerz Seiner Königlichen Hoheit dem Großherzog
zum Ausdruck zu bringen , und schlage Redner vor , dies
mittelst einer Beileidsadresse zu thun . Zur Vorbereitung
des Adresseentwurfs mache er den Vorschlag , eine Kom¬
mission zu bestimmen , als welche er den Vorstand des
Hauses , die Vorsitzenden und Sekretäre , zu bezeichnen
sich erlaube .

Ein Widerspruch hiergegen wurde im Hause , das sich
bei Beginn der Ansprache erhoben und dieselbe stehend
angehört hatte , nicht geäußert ; die Kommission trat als¬
bald zusammen und wurde die Sitzung für die Dauer
von Stunden unterbrochen . Nach Wiedereröffnung
der Sitzung verlas der Präsident den von der Kom¬
mission festgestellten Wortlaut des Adreßentwurfs , gegen
den Einwendungen nicht vorgebracht wurden . Die Adresse
wird in der beschlossenen Fassung alsbald Seiner König¬
lichen Hoheit dem Großherzog überreicht werden .

Hierauf wird in die Tagesordnung eingetreten .
Durch das Sekretariat wird der Einlauf folgender

Petitionen zur Kenntniß gebracht :
1 . Bitte des Gemeinderaths Donaueschingen , den Aus¬

bau der Höllenthalbahn von Neustadt über Löffingen
nach Donaueschingen betr . (übergeben vom Abg . Fieser ) ;

2 . Bitte der Gemeinden Kirchheim und Rohrbach um
Errichtung einer Güterabfertigungsstelle in Kirchheim
(übergeben vom Abg. Greifs ) ;

3 . Bitte der Odenwaldgemeinden Lampenheim und
Altenbach um Bewilligung eines Staatszuschusses zum
Bau einer fahrbaren Straße zwischen beiden Gemeinden
(übergeben vom Abg . Strübe ) ;

4 . Bitte mehrerer Heidelberger Bürger um Verbreite¬
rung der Rohrbacherstraße in Heidelberg ;

5 . Bitte der Kreisausschüsse von Karlsruhe , Baden ,
Mosbach , Waldshut , Konstanz , Villingen , Lörrach und
Freiburg um Erhöhung des Staatsbeitrags zur Unter¬
haltung der Kreisstraßen , sowie Einstellung dieses Be¬
trags in das ordentliche Budget ;

6 . Bitte der staatsbürgerlichen Einwohner von Dur¬
lach um Gewährung des Gemeindewahlrechts an die
staatsbürgerlichen Einwohner (übergeben vom Abg .
Friderich ) ;

7 . Gleichlautende Bitte der staatsbürgerlichen Einwoh¬
ner von Meersburg (übergeben vom Abg . Frey ) ;

8 . Gleichlautende Bitten der staatsbürgerlichen Ein¬
wohner von Eberbach, Kandern , Gernsbach , Gerlachs -
heim , Markdorf , Todtnau , Pfullendorf , Bühl , Laden¬
burg , Mosbach , Wiesloch, Rappenau und Ueberlingen ;

9 . Bitte der Gemeinden des Amtsbezirks Karlsruhe
um Trennung des Landbezirks von der Stadt Karlsruhe
und Errichtung des früheren Landamts (übergeben vom
Abg . Herbst ) ;

10 . Bitte des Freisinnigen Vereins Offenburg um Vor -



legung eines Gesetzentwurfs über die Einführung des
direkten Wahlrechts (übergeben vom Abg . Muser ) ;11 . Bitte des Freisinnigen Vereins Offenburg um Vor
legung eiues Gesetzentwurfs über die Entschädigung un¬
schuldig Verurtheilter und widerrechtlich Verhafteter (über¬
geben vom Abg . Muser ) ;

12 . Bitte des Oberbadischen Weinbauvereins und meh¬
rerer landwirthschaftlicher Bezirksvereine , die Besteuerung
des als Haustrunk verwendeten Branntweins betr . , für
die Gemeinde Neusatz (übergeben vom Abg . Lauck ) , so¬
wie für die Gemeinden Bühlerthal , Altschweier , Eisen¬
thal , Neuweier , Varnhalt und Steinbach (übergeben vom
Abg . Reichert ) ;

13 . Bitte des Ausschusses der badischen Vermessungs¬
geometer um etatsmäßige Anstellung mit entsprechender
Anrechnung der Vermessungsdicnstjahre (übergeben vom
Abg . Dreher ) .

Die Petitionen 8nd Nr . 1 , 2, 3 und 4 werden der
Kommission für Eisenbahnen und Straßen , die übrigender Petitionskommission überwiesen .

Der Präsident gibt hierauf folgende Einläufe be¬
kannt :

1 . Schreiben des Präsidenten des Großh . Finanzmini¬
steriums vom 15 . d . Mts . mit dem Allerhöchsten Reskriptüber die Vorlage eines Gesetzentwurfs , die Erbauungeiner Nebenbahn von Gernsbach nach Weisenbach betr . ;2 . Schreiben des Präsidenten des Großh . Ministeriumsdes Innern vom 13 . d . Mts . des Inhalts , daß die Be¬
antwortung der Interpellation des Abg . Muser u . Gen .
alsbald erfolgen kann .

3 . Schreiben des Präsidenten des Großh . Ministeriumsder Justiz , des Kultus und Unterrichts vom 30 . Novem¬
ber v . I . , womit eine Anzahl Exemplare des I . Berichtsder Großh . Baugewerkschule zur Vertheilung an die
Mitglieder mitgetheilt wird ;

4 . Schreiben des Präsidiums der Ersten Kammer vom
14 . dss . Mts ., wonach die Rechnung der Oberrechnungs¬kammer pro 1887/88 seitens der Ersten Kammer für un¬
beanstandet erklärt wurde ;

5 . Schreiben des Präsidiums der Ersten Kammer vom
14 . dss . Mts . , wonach die Rechnungsnachweisungen der
Ministerien pro 1887 88 seitens der Hohen Kammer für
unbeanstandet erklärt wurden ;

6 . Schreiben des Präsidiums der Ersten Kammer vom
14 . dss . Mts . betr . Annahme des Gesetzes über die Ver¬
einigung der Gemeinde Güntersthal mit der Stadtge¬meinde Freiburg ;

7 . Schreiben des Präsidiums der Ersten Kammer vom
14 . dss . Mts . betr . Annahme des Gesetzes über die Ver¬
einigung der Gemeinde Haslach mit der Stadtgemeinde
Freiburg ;

8 . Schreiben des Präsidiums der Ersten Kammer vom
14 . dss . Mts . betr . Annahme des Gesetzes über die Vor¬
zugs - und Unterpfandsrechte ;

9 . Schreiben des Präsidiums der Ersten Kammer vom
15 . dss . Mts . betr . Annahme des Gesetzes über das
Recht der Ausübung der Fischerei ;

10 . Entschuldigungsschreiben bezw . Urlaubsgesuche der
Abgeordneten : Gönner , Wittum , Gsell , Ladcnburg , Vogel¬
bach, Müller , Nopp , welche verhindert sind, der heutigen
Sitzung beizuwohnen .

Des Weitern theilt der Präsident mit , daß der Ersten
Kammer der Entwurf eines Berggesetzes zugegangen sei
und daß es nach bisherigem Vorgang zweckmäßig sei,
schon zum Voraus für die Berathung in diesem Hause
eine Kommission zu bestellen . Er ersuche deßhalb die
Abtheilungen , bis zur nächsten Sitzung die hiesür ge¬
wählten Mitglieder zu bezeichnen.

Nachdem der Präsident bemerkt , daß er die Inter¬
pellation Muser und Genössen auf die Tagesordnung
einer der nächsten Sitzungen zu setzen gedenke, wird zum
zweiten Punkt der Tagesordnung übergegangen , nämlich
zur Berathung des Berichts der Petitionskvmmissiou über
die Bitte des Komite ' s der Gesammtgeistlichkeit
des Grvßherzogthums evangelischer Konfession ,
die Aufbesserung der Gehalte der evangelischen
Psarrwitwen und Waisen betr .

Namens der Petitionskommission berichtet hierüber der
Abg . Strübe unter Verweisung auf den gedruckt vor¬
liegenden Bericht . Die Kommission , welche die Petition
der Regierung empfehlend zu überweisen beantrage ,
gehe von der Ueberzeugung aus , daß es sich im vor¬
liegenden Falle um einen Nothstand für eine hochgeachtete
Klasse handle , dessen Abhilfe aus eigenen Mitteln nicht
zu ermöglichen sei , da dieselben kaum zur Erfüllung ge¬
setzlicher Verbindlichkeiten hinreichten . Nicht nur der all - >
gemeine Pfarrfond habe Einbußen am Grundstock erlitten ,
auch bei dem Witwenfond habe sich ein Rückgang be- !

merkbar gemacht , was wohl in erster Reihe auf den
Rückgang ches Zinsfußes und auf die Abnahme der Pacht¬
gelder zurückzuführen sei. Was insbesondere den letzteren
Umstand betreffe , so wolle Redner nicht unterlassen , hiereine zwar nur mittelbar damit zusammenhängende Be¬
merkung zu machen . Es sei ihm nämlich mehrfach die
Mittheilung zugegangen , daß bei den Landwirthen sicheine gewisse Unlust zum Abschluß der bezüglichen Pacht¬
verträge bemerkbar mache , die in den minutiösen Pacht¬
bedingungen ihren Grund habe . Es sei vielleicht Ver¬
anlassung gegeben , dieser Frage näher zu treten .

Der Berichterstatter gibt dann unter Bezugnahme auf
den gedruckten Bericht eine Schilderung der bisherigen
Versuche zur Abhilfe des beregten Nothstandes und kommt
insbesondere auf das neue Statut von 1888 , das die
Witwenversorgung regelt , zu sprechen . Nach diesem sollen
ähnliche Verhältnisse , wie bei den Staatsdienerwitwen ,
geschaffen werden , doch stelle sich , wie sich insbesondere
aus Vergleichung mit etwa gleichgestellten Beamten er¬
gebe, die Witwenversorgung auch danach noch als eine
sehr geringe dar , zumal sie auch die Versorgung der
Waisen , falls sie nicht Doppelwaisen sind, in sich schließe.
Diesem neuen Statut Hütte sich aber zudem nur ein Theilder Geistlichen angeschlossen, so daß schon die Thatsache ,
daß für die Witwenversorgung zwei Normen beständen ,einen Mißstand darstelle , dem vorgebeugt werden sollte .
Redner betont , welche hochachtbare Rolle das Pfarrhaus
von jeher gespielt und wie viel Segen von demselben aus¬
gehe, ein Moment , das sicherlich auch der Berücksichtigung
werth sei .

Auf die vorgeschlazenen Wege der Abhilfe eingehend ,
bespricht der Berichterstatter die kirchliche Besteuerung ; er
müsse es als einen Jrrthum bezeichnen , wenn die Bitt¬
steller glauben , eine Ergänzung des Gesetzes über die
örtliche Kirchensteuer anstreben zu sollen . Die Behand¬
lung als örtliches Bedürfniß würde eine höchst un¬
gleichartige Vertheilung des Aufwands zur Folge
haben , die Ausdehnung auf alle Gemeinden aber eine
allgemeine Kirchensteuer intcndiren .

Die Kommission habe sich nun nicht verhehlt , daß ein
allgemeines Bedürfniß vorliege und deßhalb die Ab¬
hilfe durch eine allgemeine Kirchensteuer vorgezeichnet
erscheine, doch glaube sie für den Augenblick den Weg einer
allgemeinen Kirchensteuer nicht befürworten zu sollen .
Die Schwierigkeiten , die sich schon bei dem Gesetze über
die örtliche Besteuerung ergeben und das Erscheinen einer
Vollzugsverordnung zu dem betr . Gesetze bisher offenbar
verzögert , würden sich bei einem Gesetze über eine allge¬
meine Kirchensteuer in erhöhtem Maße einstellen . Bei
dem großen Nothstand sei aber eine einstweilige Hinwei¬
sung auf ein solches später erscheinendes Gesetz nicht op¬
portun , vielmehr sei Abhilfe schon für die nächste Zeit
angebracht . Deßhalb müßte vorläufig die Staatshilfe
cintreten . Welchen Einstuß eine solche auf das Budget
ausübe , das zu ermessen habe es der Kommission an
statistischen Grundlagen gefehlt ; in dem Kommissionsbe¬
richte des andern Hohen Hauses seien hierüber einzelne
Daten vorhanden , die im Prinzip Anhaltspunkte zu geben
geeignet seien.

Eine wohlwollende Erwägung der ganzen Angelegen¬
heit durch die Regierung werde zu Mittel und Wegen
der gebotenen Abhilfe führen und in diesem Sinne werde
seitens der Kommission die empfehlende Ueberweisung
beantragt , ohne daß einzelne Modalitäten ausgeführt
werden .

Redner hoffe , daß die Kammer sich dem gleichlauten¬
den einstimmigen Beschlüsse des andern Hauses anschließc.

Abg . Kiefer betont , daß die Frage der Kirchensteuer
bereits im Jahre 1876 gelegentlich der Berathung des
Gesetzentwurfs die Aufbesserung gering besoldeter Kirchen¬
diener aus Staatsmitteln betr . in beiden Häusern er¬
örtert wurde und daß schon damals die Mehrheit der
Ueberzeugung war , daß die Erledigung der ganzen Frage
nur auf dem Wege der allgemeinen Kirchensteuer mög¬
lich fei . Bei Erlassung des genannten Gesetzes als inter¬
imistisches limitirtes Nothstandsgesetz habe man die
Ueberzeugung gehabt , daß die limitirte Geltungsdauer
zur Klärung der Grundfrage führen werde . Auf die
Freiwilligkeit der Beisteuern könne nicht gerechnet werden .
Redner nimmt bezüglich freiwilliger Leistungen Bezug
auf seinen namens der Kommission für obiges Gesetz im
Jahre 1876 erstatteten Bericht , in dem insbesondere auf
die innere Kraft und Opferwilligkeit des religiösen Lebens
in den Gemeindeverbänden der Nordamerikanischcn Frei¬
staaten hingewiesen wird . Wenn es Leute gebe, die dann ,
wenn eine Kirchensteuer auferlegt werde , aus der Kirchen¬
gemeinschaft austreten , so sollen sie gehen, denn sie seien
faule Mitglieder , an denen man nichts verliere . Die

s Kirchensteuer solle aber von den frei gewählten Vertretern
j der Kirchen festgestellt werden , nicht seitens des Staats ,i doch solle die staatliche Exekutive nicht,ausgeschlossen sein ,
i Redner weise in dieser Beziehung auf die Verhältnisse in
j Preußen hin .
! Die heute vorliegende Frage sei wie die im Jahre! 1876 eine Nothstandsfrage ; hier sei Staatshilfe noth -
j wendig , bis die Haupt - und Grundfrage ihre Erledigung
: gefunden .

Redner schließe sich dem Kommifsionsantrag an .
Präsident des Großh . Ministeriums der Justiz , des

Kultus und Unterrichts , Geheimerath I ) r . Nokk , kann
erklären , daß die Großh . Regierung den dringenden
Wunsch der Geistlichen begreift , die Bezüge ihrer Hinter¬bliebenen zu verbessern und sie thunlichst in gleicher Weisewie für die Beamten nach Maßgabe des neuen Beamten -
gesctzes zu gestalten . Es bedürfe nicht vieler Worte ,darzuthun , wie der Staat bei der hohen Bedeutung der
Kirchen sehr geneigt und gewillt sei , die ihm möglicheHilfe zu gewähren , doch seien die Wege in den Vor¬
schlägen verschieden . Einen Staatszuschuß zu gewähren ,ohne ein bestimmtes Fundament , lediglich um den gutenWillen zu beweisen , könne er nicht empfehlen ; daraufkönne eine befriedigende Lösung nicht gegründet werden .Ein allgemeines subsidiäres Eintreten der Staatshilfeaber bei Erschöpfung der Mittel der geistlichen Witwen -
kasfe habe die größten Schwierigkeiten , da zur Zeit garnicht ermessen werden könne, wie stark die Staatshilfe in
Anspruch genommen werden müsse , und auch dem Staate
kein Einblick geboten sei , ob die geistliche Witwenkasse
auch auf die Dauer in der Lage sei , die bisherigen
Leistungen zu gewähren . Die Regierung hege die Ueber¬
zeugung , daß das erstrebte Ziel auf diesem Wege nur
durch ein Gesetz, in dem unter bestimmten Voraussetzungendie Leistungen des Staates , aber auch eine Mitwirkung
desselben bei der Verwaltung der geistlichen Witwenkasse
bestimmt werde , zu erreichen sein würde . Bei dieser
Sachlage , bei den nicht übersehbaren Schwierigkeiten , den
Weg der Staatshilfe in der erwähnten Weise zu betreten ,erübrigt wohl nur , die Staatshilfe in der Form zu ge¬währen , daß der Kirche die Möglichkeit geschaffen werde ,durch eine allgemeine Kirchensteuer die Mittel zu beschaffen,wie die Petenten ja auch im Hinblick auf die konfessionellen
Verhältnisse des Landes in erster Reihe auf die Ermög¬
lichung der Selbsthilfe Hinweisen.

Die Jnaussichtuahme einer allgemeinen Kirchensteuerinvolvirc aber nicht eine Vertröstung auf Jahre hinaus ,vielmehr gebe Redner die Versicherung , daß wenn ein¬
mal die Nothwendigkeit für eine solche Regelung aner¬
kannt werde , die Erledigung der Frage eine Verzögerung
nicht erleiden könnte und dürfte . Die daraus sich er¬
gebenden Schwierigkeiten seien auch nicht so groß . Die
von dem Herrn Berichterstatter erwähnte Verzögerungdes Erscheinens der Vollzugsverordnungen zum örtlichen
Kirchensteuergesetz vom Jahre 1888 sei nicht sowohl aufdie bei der Materie sich ergebenden Schwierigkeiten , als
vielmehr auf die vielseitige behördliche Mitwirkung zu¬
rückzuführen ; die Angelegenheit sei übrigens nun in kür¬
zester Zeit erledigt . Eine allgemeine Kirchensteuer werde
nur dann große Schwierigkeiten bringen , wenn man ohneweiteres mit einem Male alles , was bisher namentlich
staatlicherseits für die Kirchen geleistet wurde , auf den
Weg der allgemeinen Kirchensteuer verweisen wollte . An¬
ders werde es sich gestalten , wenn man die Kirchensteuer
zunächst als Eventualsteuer wirken lassen wolle für die
bisher nicht gedeckten Bedürfnisse der kirchlichen Korpo¬rationen . In dieser bescheidenen Weise werde auch eine
nennenswerthe Belastung nicht eintreten , dagegen eine
neue Grundlage geschaffen werden , auf der mit Sicher¬
heit gebaut werden könne . Dann seien bei dem vorsich¬
tigen Vorgehen mit einer allgemeinen Kirchensteuer auchkeine Schwierigkeiten zu besorgen , die nicht zu überwinden
wären .

Redner könne die Versicherung geben , daß die Regie¬
rung des Ernstes der Frage bewußt sei und daß sie ge¬
gebenen Falls ihre möglichst rasche Ausführung sich an¬
gelegen sein lassen werde . (Schluß folgt . )

Handel und Verkehr .
Bremen , 16. Jan . Petroleum - Markt. Schluhbericht. Stan¬dard white loco 6.9g Schwach. — Amerikan. Schweineschmalz,Armout, 34 '/-.
Pntwerveu . 16. Jan . Petroleum - Markt. SchlußberichtRafstnirtes , Type weiß , dispon . 17 '/- . per Januar 17 '/„ perMärz 17 '/, , per Septbr . -Dezbr . 18 '/« . Still . Amerik . Schweine¬schmalz , nicht verzollt, dispon . , 84 '
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